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Sonderregelungen zur Stundung von Forderungen bei Verbraucherdarlehensverträgen, 
Kündigungsausschluss bei Mietverträgen, Hauptversammlungen und Strafverfahren 
 
 

· Stundung von Verbraucherdarlehensverträgen 
 
Der Gesetzgeber verhängt für Verbraucherdarlehensverträge, die vor dem 15.03.2020 
abgeschlossen wurden, ein Schulden-Moratorium, wodurch Ansprüche des Darlehensgebers 
auf Rückzahlungs-, Zins- oder Tilgungsleistungen, die zwischen dem 01.04.2020 und dem 
30.06.2020 fällig werden, gestundet sind. Verbraucher sollen so vor einer finanziellen 
Überforderung geschützt werden; nicht hingegen Unternehmer. Voraussetzung für die 
Stundung ist, dass der Verbraucher gerade durch die COVID-19-Pandemie Einnahmeausfälle 
hat, die dazu führen, dass die weitere Erbringung von Rückzahlungs-, Zins- oder 
Tilgungsleistungen aus dem Darlehensvertrag den angemessenen Lebensunterhalt des 
Verbrauchers oder von Personen, für deren Unterhalt er verantwortlich ist, gefährden 
würde. 
 
Zahlungspflichten aus Verbraucherdarlehensverträgen, die bis zum 30.06.2020 fällig werden, 
sollen gesetzlich um drei Monate gestundet werden, wenn der Schuldner infolge der 
Pandemie nicht zahlen kann. Soweit für die Zeit nach dem 30.06.2020 keine einvernehmliche 
Lösung zwischen Darlehensgeber und Verbraucher gefunden werden kann, sind die 
Zahlungen wiederaufzunehmen. Damit aber in einer Übergangszeit die laufenden und die 
gestundeten Raten nicht doppelt bezahlt werden müssen, wird der Vertrag insgesamt um 
drei Monate verlängert. Der Darlehensnehmer soll also auch nach Ablauf der Stundung 
monatlich nur eine reguläre Rate weiterabzahlen müssen. Eine Kündigung des Darlehens 
wird insoweit ausgeschlossen. 
 
 

· Kündigungsausschluss bei Mietverträgen 
 
Für Wohn- sowie auch für Gewerberaummietverhältnissen soll vorübergehend ein 
gesetzlicher Kündigungsausschluss gelten, wonach (zunächst) in der Zeit vom 01.04.2020 bis 
30.06.2020 Kündigungen des Vermieters ausgeschlossen sind, wenn die Nichtzahlung des 
Mietzinses auf den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie beruht. Bislang droht bereits bei 
Mietrückstünden von zwei Monatsmieten die außerordentliche fristlose Kündigung (§ 543 
Abs. 2 BGB). Dieser Kündigungsausschluss soll bis zum 30.06.2022 gelten, d.h. spätestens 
nach 24 Monaten müsste der Mieter die rückständige Miete an den Vermieter vollständig 
nachentrichtet haben.  
 
Der Mieter hat jedoch zu beachten, dass er sich bei Nichtzahlung der Miete nach wie vor in 
Verzug befindet, weswegen auf die nicht gezahlte Miete Verzugszinsen gemäß § 288 Abs. 1 
und Abs. 2 BGB fällig sind – d.h. Verbraucher müssen Verzugszinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten 
über Basiszinssatz (= insgesamt derzeit 4,12% p.a.) leisten und bei einem Handelsgeschäft 
fällt einen Verzugszins in Höhe von 9 Prozentpunkte über Basiszinssatz (= insgesamt derzeit 
8,12% p.a.) an. 
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· Aussetzung der Insolvenzantragspflicht, Lockerung der Geschäftsführerhaftung 

 
Das Gesetz sieht vor, dass die Pflicht zur Stellung eines (Eigen-) Insolvenzantrages nach § 15a 
InsO und nach § 42 Abs. 2 BGB (zunächst) bis zum 30.09.2020 ausgesetzt wird. Dies gilt 
jedoch nicht, wenn die Insolvenzreife nicht auf den Folgen der COVID-19- Pandemie beruht 
oder wenn keine Aussichten bestehen, eine bestehende Zahlungsunfähigkeit zu beseitigen.  
 
Außerdem sollen Geschäftsleiter in dieser Zeit nur eingeschränkt für Zahlungen haften, die 
sie nach Eintritt der Insolvenzreife des Unternehmens vornehmen. Dies soll für solche 
Zahlungen gelten, die der Aufrechterhaltung oder Wiederaufnahme des Geschäftsbetriebes 
oder der Umsetzung eines Sanierungskonzeptes dienen. Hierdurch soll es einem 
Geschäftsleiter ermöglicht werden, im Rahmen von Sanierungsbemühungen erforderliche 
Maßnahmen zur Fortführung des betroffen Unternehmens im ordentlichen Geschäftsgang zu 
ergreifen.  
 
Neue Darlehen, die einem an von der COVID-19-Pandemie betroffene Unternehmen gewährt 
werden, sollen während der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht nicht als sittenwidriger 
Beitrag zur Insolvenzverschleppung anzusehen sein. Die Besicherung und eine bis zum 
30.09.2023 erfolgende Rückgewähr solcher Darlehen sollen zudem als nicht 
gläubigerbenachteiligend gelten. Dies soll auch für Gesellschafterdarlehen gelten, nicht 
jedoch für deren Besicherung. Zudem sollen die neu gewährten Gesellschafterdarlehen 
vorübergehend nicht nachrangig sein. Die mit den Regelungen einhergehende Einschränkung 
anfechtungs- und haftungsrechtlicher Risiken soll die Vergabe von neuen Krediten fördern. 
 
Des Weiteren soll die auch Möglichkeit von Gläubigern, durch Insolvenzanträge 
Insolvenzverfahren zu erzwingen, für drei Monate eingeschränkt werden. 
Hierdurch soll den von den Auswirkungen der COVID-19-Pandemie betroffenen 
Unternehmen Zeit für die Sanierungsbemühungen und Verhandlungen mit ihren Gläubigern 
verschafft werden. 
  
Die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht sowie die Regelung zum Eröffnungsgrund bei 
Gläubigerinsolvenzanträgen soll im Verordnungswege bis zum 31.03.2021 verlängert werden 
können.  
 
 

· Änderung im Umwandlungsrecht 
 
Im Umwandlungsrecht wird die Frist gemäß § 17 Absatz 2 Satz 4 UmwG auf zwölf Monate, 
anstelle der bislang geltenden 8 Monate, verlängert, um zu verhindern, dass aufgrund 
fehlender Versammlungsmöglichkeiten Umwandlungsmaßnahmen an einem Fristablauf 
scheitern.  
 
Damit kann im gesamten Jahr 2020, also auch über den bislang geltenden 31.08. hinaus, eine 
Umwandlungsmaßnahme auf den Jahresabschluss zum 31.12.2019 gestützt werden. 
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· Virtuelle Hauptversammlung 
 
Die Neuregelung sieht zudem vor, dass Hauptversammlungen elektronisch abgehalten 
werden können. Dem entsprechend kann die Hauptversammlung als Präsenzveranstaltung 
durchgeführt werden mit der Möglichkeit, dass Aktionäre elektronisch teilnehmen und 
abstimmen. Oder die Aktiengesellschaft bzw. die Europäische Aktiengesellschaft (SE) führt 
ihre Hauptversammlung insgesamt virtuell durch, d.h. ohne jegliche Präsenz von 
Teilnehmern. Der Entwurf soll zudem vorsehen, dass die Frist für die Durchführung von 
Hauptversammlungen auf 12 Monate nach Ende des Geschäftsjahres verlängert wird. Zudem 
soll den Aktiengesellschaften die Möglichkeit eröffnet werden, dass sie ihren Aktionären 
bereits vor der Hauptversammlung Abschläge auf ihre Dividenden zahlen dürfen.  
 
Für Genossenschaften und Vereine werden ebenfalls vorübergehend Erleichterungen für die 
Durchführung von Versammlungen ohne physische Präsenz oder die Beschlussfassung 
außerhalb von Versammlungen, auch ohne entsprechende Satzungsregelungen geschaffen. 
Im Übrigen werden für Genossenschaften, Vereine, Stiftungen und 
Wohnungseigentümergemeinschaften Regelungen für den vorübergehenden Fortbestand 
bestimmter Organbestellungen getroffen, sollten diese Ablaufen, ohne dass neue 
Organmitglieder bestellt werden können. 
 
Um die Finanzierung der Gemeinschaften der Wohnungseigentümer sicherzustellen, wird 
angeordnet, dass der zuletzt beschlossene Wirtschaftsplan bis zum Beschluss eines neuen 
Wirtschaftsplans fort gilt. 
  
 

· Ausweitung der Unterbrechungszeiträume bei Strafverfahren 
 
Das Gesetz sieht weiter vor, dass es Gerichten erlaubt wird, die Hauptverhandlung für 
maximal drei Monate und zehn Tage zu unterbrechen, wenn diese wegen der Covid-19-
Pandemie nicht durchgeführt werden kann. 
 
 
 

Dem Gesetz muss der Bundesrat noch zustimmen.  


